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Drucksache IV/ 3656 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wohnungswesen, 

Städtebau und Raumordnung 
(24. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Durchführung einer Repräsentativ- 
statistik auf dem Gebiet des Wohnungswesens 
(Wohnungsstichprobengesetz 1965) 

— Drucksache IV/3198 — 


A. Bericht des Abgeordneten Harnischfeger 


Der vorbczeichnete Gesetzentwurf wurde in der , 
175. Plenarsitzung am 25. März 1965 dem Ausschuß i 
für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung ! 
federführend, dem Ausschuß für Inneres mitbera- ' 
tend und dem Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO ; 
überwiesen. Der federführende Ausschuß hat in sei- 
ner Sitzung vom 15. Juni 1965 den Gesetzentwairf 
eingehend beraten und ihn mit kleinen redaktionel- 
len Änderungen angenommen. Zwei Vorschläge des * 
Bundesrates wurden übernommen. Einem weiteren | 
Vorschlag des Bundesrates konnte nicht stattgege- , 
ben werden. 


Der mitberatende Ausschuß für Inneres hat eben- 
falls am 15. Juni 1965 den Gesetzentwurf behandelt 
und den Beschlüssen des federführenden Ausschus- 
ses zugestimmt. Auch er hat den nicht berücksichtig- 
ten Änderungsvorschlag des Bundesrates abgelehnt. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung vom 
23. Juni 1965 den Gesetzentwurf behandelt und be- 
schlossen, der vom federführenden Ausschuß erar- 
beiteten Fassung zuzustimmen. Er wird einen eige- 
nen Bericht gemäß § 96 GO betr. die durch den Ge- 
setzentwurf in den Jahren 1965 und 1966 entstehen- 
den Kosten gesondert vorlegen. 


Bonn, den 24, Juni 1965 


Harnischfeger 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache I\/3656 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/'3198 — mit 

der Maßgabe anzunehmen, daß 

1. in § 3 Nr. 2 das Wort „Gründe" durch das Wort 
„Ursachen" ersetzt wird; 

2. in § 3 Nr. 4 Buchstabe a nach den Worten 
„soziale Stellung", die Worte „Pflichtmitglied- 
schaft in der sozialen Rentenversicherung und 
Krankenversicherung", eingefügt werden; 

3. in § 3 Nr. 4 ein Buchstabe d mit folgendem 
Wortlaut angefügt wird: 

„d) Haushaltsmitglieder danach, ob sie im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes über eine selb- 
ständige zweite Wohnung {ausgenommen 
Notwohnungen) zu ihrem eigenen Gebrauch 
verfügen." 


Bonn, den 24. Juni 1965 


Der Ausschuß für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung 

Dr. Hesberg Harnischfeger 

Vorsitzender Berichterstatter 



